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§	216	Aufgaben	
Die	Inklusionsbetriebe	bieten	den	schwerbehinderten	Menschen	Beschäftigung,	Maßnahmen	der	

betrieblichen	Gesundheitsförderung	und	arbeitsbegleitende	Betreuung	an,	soweit	erforderlich	auch	
Maßnahmen	 der	 beruflichen	 Weiterbildung	 oder	 Gelegenheit	 zur	 Teilnahme	 an	 entsprechenden	
außerbetrieblichen	Maßnahmen	und	Unterstützung	bei	der	Vermittlung	in	eine	sonstige	Beschäfti-
gung	 in	einem	Betrieb	oder	einer	Dienststelle	auf	dem	allgemeinen	Arbeitsmarkt	sowie	geeignete	
Maßnahmen	 zur	 Vorbereitung	 auf	 eine	 Beschäftigung	 in	 einem	 Inklusionsbetrieb.	 Satz	 1	 gilt	 ent-
sprechend	für	psychisch	kranke	Menschen	im	Sinne	des	§	215	Absatz	4.	
	
§	217	Finanzielle	Leistungen	
(1)	Inklusionsbetriebe	können	aus	Mitteln	der	Ausgleichsabgabe	Leistungen	für	Aufbau,	Erweite-

rung,	Modernisierung	und	Ausstattung	einschließlich	einer	betriebswirtschaftlichen	Beratung	und	
für	besonderen	Aufwand	erhalten.	
(2)	Die	Finanzierung	von	Leistungen	nach	§	216	Satz	2	erfolgt	durch	den	zuständigen	Rehabilita-

tionsträger.	
	
§	218	Verordnungsermächtigung	
Das	Bundesministerium	 für	Arbeit	 und	 Soziales	wird	 ermächtigt,	 durch	Rechtsverordnung	mit	

Zustimmung	des	Bundesrates	das	Nähere	über	den	Begriff	und	die	Aufgaben	der	Inklusionsbetriebe,	
die	für	sie	geltenden	fachlichen	Anforderungen,	die	Aufnahmevoraussetzungen	und	die	finanziellen	
Leistungen	zu	regeln.	
	

Kapitel	12	
Werkstätten	für	behinderte	Menschen	

	
§	219	Begriff	und	Aufgaben	der	Werkstatt	für	behinderte	Menschen	
(1)	Die	Werkstatt	 für	behinderte	Menschen	ist	eine	Einrichtung	zur	Teilhabe	behinderter	Men-

schen	am	Arbeitsleben	im	Sinne	des	Kapitels	10	des	Teils	1	und	zur	Eingliederung	in	das	Arbeitsle-
ben.	Sie	hat	denjenigen	behinderten	Menschen,	die	wegen	Art	oder	Schwere	der	Behinderung	nicht,	
noch	nicht	oder	noch	nicht	wieder	auf	dem	allgemeinen	Arbeitsmarkt	beschäftigt	werden	können,	
1.		eine	angemessene	berufliche	Bildung	und	eine	Beschäftigung	zu	einem	 ihrer	Leistung	ange-
messenen	Arbeitsentgelt	aus	dem	Arbeitsergebnis	anzubieten	und	

2.		zu	ermöglichen,	ihre	Leistungs-	oder	Erwerbsfähigkeit	zu	erhalten,	zu	entwickeln,	zu	erhöhen	
oder	wiederzugewinnen	und	dabei	ihre	Persönlichkeit	weiterzuentwickeln.	

Sie	 fördert	den	Übergang	geeigneter	Personen	auf	den	allgemeinen	Arbeitsmarkt	durch	geeignete	
Maßnahmen.	Sie	verfügt	über	ein	möglichst	breites	Angebot	an	Berufsbildungs-	und	Arbeitsplätzen	
sowie	über	qualifiziertes	Personal	und	einen	begleitenden	Dienst.	Zum	Angebot	an	Berufsbildungs-	
und	Arbeitsplätzen	gehören	ausgelagerte	Plätze	auf	dem	allgemeinen	Arbeitsmarkt.	Die	ausgelager-
ten	Arbeitsplätze	werden	zum	Zwecke	des	Übergangs	und	als	dauerhaft	ausgelagerte	Plätze	angebo-
ten.	
(2)	Die	Werkstatt	steht	allen	behinderten	Menschen	im	Sinne	des	Absatzes	1	unabhängig	von	Art	

oder	Schwere	der	Behinderung	offen,	sofern	erwartet	werden	kann,	dass	sie	spätestens	nach	Teil-
nahme	 an	Maßnahmen	 im	 Berufsbildungsbereich	wenigstens	 ein	Mindestmaß	wirtschaftlich	 ver-
wertbarer	Arbeitsleistung	erbringen	werden.	Dies	ist	nicht	der	Fall	bei	behinderten	Menschen,	bei	
denen	trotz	einer	der	Behinderung	angemessenen	Betreuung	eine	erhebliche	Selbst-	oder	Fremdge-
fährdung	zu	erwarten	ist	oder	das	Ausmaß	der	erforderlichen	Betreuung	und	Pflege	die	Teilnahme	
an	Maßnahmen	 im	Berufsbildungsbereich	oder	 sonstige	Umstände	ein	Mindestmaß	wirtschaftlich	
verwertbarer	Arbeitsleistung	im	Arbeitsbereich	dauerhaft	nicht	zulassen.	
(3)	 Behinderte	 Menschen,	 die	 die	 Voraussetzungen	 für	 eine	 Beschäftigung	 in	 einer	Werkstatt	

nicht	erfüllen,	sollen	in	Einrichtungen	oder	Gruppen	betreut	und	gefördert	werden,	die	der	Werk-
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statt	angegliedert	sind.	Die	Betreuung	und	Förderung	kann	auch	gemeinsam	mit	den	Werkstattbe-
schäftigten	in	der	Werkstatt	erfolgen.	Die	Betreuung	und	Förderung	soll	auch	Angebote	zur	Orien-
tierung	auf	Beschäftigung	enthalten.	
	
§	220	Aufnahme	in	die	Werkstätten	für	behinderte	Menschen	
(1)	Anerkannte	Werkstätten	nehmen	diejenigen	behinderten	Menschen	aus	ihrem	Einzugsgebiet	

auf,	die	die	Aufnahmevoraussetzungen	gemäß	§	219	Absatz	2	erfüllen,	wenn	Leistungen	durch	die	
Rehabilitationsträger	gewährleistet	sind;	die	Möglichkeit	zur	Aufnahme	in	eine	andere	anerkannte	
Werkstatt	nach	Maßgabe	des	§	9	des	Zwölften	Buches	oder	entsprechender	Regelungen	bleibt	un-
berührt.	Die	Aufnahme	erfolgt	unabhängig	von	
1.		der	Ursache	der	Behinderung,	
2.		der	Art	der	Behinderung,	wenn	 in	dem	Einzugsgebiet	keine	besondere	Werkstatt	 für	behin-
derte	Menschen	für	diese	Behinderungsart	vorhanden	ist,	und	

3.		der	Schwere	der	Behinderung,	der	Minderung	der	Leistungsfähigkeit	und	einem	besonderen	
Bedarf	an	Förderung,	begleitender	Betreuung	oder	Pflege.	

(2)	Behinderte	Menschen	werden	in	der	Werkstatt	beschäftigt,	solange	die	Aufnahmevorausset-
zungen	nach	Absatz	1	vorliegen.	
(3)	Leistungsberechtigte	Menschen	mit	Behinderungen,	die	aus	einer	Werkstatt	 für	behinderte	

Menschen	auf	den	allgemeinen	Arbeitsmarkt	übergegangen	sind	oder	bei	einem	anderen	Leistungs-
anbieter	 oder	mit	Hilfe	 des	Budgets	 für	Arbeit	 oder	des	Budgets	 für	Ausbildung	 am	Arbeitsleben	
teilnehmen,	haben	einen	Anspruch	auf	Aufnahme	in	eine	Werkstatt	für	behinderte	Menschen.90	
	
§	221	Rechtsstellung	und	Arbeitsentgelt	behinderter	Menschen	
(1)	Behinderte	Menschen	im	Arbeitsbereich	anerkannter	Werkstätten	stehen,	wenn	sie	nicht	Ar-

beitnehmer	sind,	zu	den	Werkstätten	in	einem	arbeitnehmerähnlichen	Rechtsverhältnis,	soweit	sich	
aus	dem	zugrunde	liegenden	Sozialleistungsverhältnis	nichts	anderes	ergibt.	
(2)	 Die	Werkstätten	 zahlen	 aus	 ihrem	 Arbeitsergebnis	 an	 die	 im	 Arbeitsbereich	 beschäftigten	

behinderten	 Menschen	 ein	 Arbeitsentgelt,	 das	 sich	 aus	 einem	 Grundbetrag	 in	 Höhe	 des	 Ausbil-
dungsgeldes,	das	die	Bundesagentur	für	Arbeit	nach	den	für	sie	geltenden	Vorschriften	behinderten	
Menschen	 im	Berufsbildungsbereich	 leistet,	 und	 einem	 leistungsangemessenen	 Steigerungsbetrag	
zusammensetzt.	Der	Steigerungsbetrag	bemisst	sich	nach	der	individuellen	Arbeitsleistung	der	be-
hinderten	Menschen,	insbesondere	unter	Berücksichtigung	von	Arbeitsmenge	und	Arbeitsgüte.	
(3)	Der	Inhalt	des	arbeitnehmerähnlichen	Rechtsverhältnisses	wird	unter	Berücksichtigung	des	

zwischen	den	behinderten	Menschen	und	dem	Rehabilitationsträger	bestehenden	Sozialleistungs-
verhältnisses	 durch	Werkstattverträge	 zwischen	 den	 behinderten	Menschen	 und	dem	Träger	 der	
Werkstatt	näher	geregelt.	
(4)	Hinsichtlich	der	Rechtsstellung	der	Teilnehmer	an	Maßnahmen	im	Eingangsverfahren	und	im	

Berufsbildungsbereich	gilt	§	52	entsprechend.	
(5)	 Ist	 ein	 volljähriger	 behinderter	Mensch	 gemäß	Absatz	 1	 in	 den	Arbeitsbereich	 einer	 aner-

kannten	Werkstatt	für	behinderte	Menschen	im	Sinne	des	§	219	aufgenommen	worden	und	war	er	
zu	diesem	Zeitpunkt	geschäftsunfähig,	so	gilt	der	von	ihm	geschlossene	Werkstattvertrag	in	Anse-
hung	einer	bereits	bewirkten	Leistung	und	deren	Gegenleistung,	soweit	diese	in	einem	angemesse-
nen	Verhältnis	zueinander	stehen,	als	wirksam.	
(6)	War	der	volljährige	behinderte	Mensch	bei	Abschluss	eines	Werkstattvertrages	geschäftsun-

fähig,	so	kann	der	Träger	einer	Werkstatt	das	Werkstattverhältnis	nur	unter	den	Voraussetzungen	
für	gelöst	erklären,	unter	denen	ein	wirksamer	Vertrag	seitens	des	Trägers	einer	Werkstatt	gekün-
digt	werden	kann.	

	
90	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2020.—Artikel	2	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	10.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2135)	hat	in	Abs.	3	„oder	

des	Budgets	für	Ausbildung“	nach	„Arbeit“	eingefügt.	
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(7)	Die	Lösungserklärung	durch	den	Träger	einer	Werkstatt	bedarf	der	schriftlichen	Form	und	
ist	zu	begründen.91	
	
§	222	Mitbestimmung,	Mitwirkung,	Frauenbeauftragte	
(1)	Die	in	§	221	Absatz	1	genannten	behinderten	Menschen	bestimmen	und	wirken	unabhängig	

von	ihrer	Geschäftsfähigkeit	durch	Werkstatträte	in	den	ihre	Interessen	berührenden	Angelegenhei-
ten	der	Werkstatt	mit.	Die	Werkstatträte	berücksichtigen	die	Interessen	der	im	Eingangsverfahren	
und	im	Berufsbildungsbereich	der	Werkstätten	tätigen	behinderten	Menschen	in	angemessener	und	
geeigneter	Weise,	solange	für	diese	eine	Vertretung	nach	§	52	nicht	besteht.	
(2)	Ein	Werkstattrat	wird	in	Werkstätten	gewählt;	er	setzt	sich	aus	mindestens	drei	Mitgliedern	

zusammen.	
(3)	Wahlberechtigt	 zum	Werkstattrat	 sind	alle	 in	§	221	Absatz	1	genannten	behinderten	Men-

schen;	 von	 ihnen	 sind	die	behinderten	Menschen	wählbar,	 die	 am	Wahltag	 seit	mindestens	 sechs	
Monaten	in	der	Werkstatt	beschäftigt	sind.	
(4)	Die	Werkstätten	 für	 behinderte	Menschen	unterrichten	die	Personen,	 die	 behinderte	Men-

schen	gesetzlich	vertreten	oder	mit	ihrer	Betreuung	beauftragt	sind,	einmal	im	Kalenderjahr	in	ei-
ner	Eltern-	und	Betreuerversammlung	in	angemessener	Weise	über	die	Angelegenheiten	der	Werk-
statt,	auf	die	sich	die	Mitwirkung	erstreckt,	und	hören	sie	dazu	an.	In	den	Werkstätten	kann	im	Ein-
vernehmen	mit	dem	Träger	der	Werkstatt	ein	Eltern-	und	Betreuerbeirat	errichtet	werden,	der	die	
Werkstatt	und	den	Werkstattrat	bei	 ihrer	Arbeit	berät	und	durch	Vorschläge	und	Stellungnahmen	
unterstützt.	
(5)	Behinderte	Frauen	im	Sinne	des	§	221	Absatz	1	wählen	in	jeder	Werkstatt	eine	Frauenbeauf-

tragte	 und	 eine	 Stellvertreterin.	 In	Werkstätten	mit	mehr	 als	 700	wahlberechtigten	 Frauen	wird	
eine	 zweite	 Stellvertreterin	 gewählt,	 in	Werkstätten	mit	mehr	 als	 1	000	wahlberechtigten	Frauen	
werden	bis	zu	drei	Stellvertreterinnen	gewählt.	
	
§	223	Anrechnung	von	Aufträgen	auf	die	Ausgleichsabgabe	
(1)	Arbeitgeber,	die	durch	Aufträge	an	anerkannte	Werkstätten	für	behinderte	Menschen	zur	Be-

schäftigung	 behinderter	Menschen	 beitragen,	 können	 50	 Prozent	 des	 auf	 die	 Arbeitsleistung	 der	
Werkstatt	 entfallenden	 Rechnungsbetrages	 solcher	 Aufträge	 (Gesamtrechnungsbetrag	 abzüglich	
Materialkosten)	auf	die	Ausgleichsabgabe	anrechnen.	Dabei	wird	die	Arbeitsleistung	des	Fachper-
sonals	zur	Arbeits-	und	Berufsförderung	berücksichtigt,	nicht	hingegen	die	Arbeitsleistung	sonsti-
ger	 nichtbehinderter	 Arbeitnehmerinnen	 und	Arbeitnehmer.	 Bei	Weiterveräußerung	 von	 Erzeug-
nissen	anderer	anerkannter	Werkstätten	 für	behinderte	Menschen	wird	die	von	diesen	erbrachte	
Arbeitsleistung	berücksichtigt.	Die	Werkstätten	bestätigen	das	Vorliegen	der	Anrechnungsvoraus-
setzungen	in	der	Rechnung.	
(2)	Voraussetzung	für	die	Anrechnung	ist,	dass	
1.		die	Aufträge	innerhalb	des	Jahres,	in	dem	die	Verpflichtung	zur	Zahlung	der	Ausgleichsabgabe	
entsteht,	 von	der	Werkstatt	 für	behinderte	Menschen	ausgeführt	und	vom	Auftraggeber	bis	
spätestens	31.	März	des	Folgejahres	vergütet	werden	und	

2.		es	sich	nicht	um	Aufträge	handelt,	die	Träger	einer	Gesamteinrichtung	an	Werkstätten	für	be-
hinderte	Menschen	vergeben,	die	rechtlich	unselbständige	Teile	dieser	Einrichtung	sind.	

(3)	Bei	der	Vergabe	von	Aufträgen	an	Zusammenschlüsse	anerkannter	Werkstätten	für	behinder-
te	Menschen	gilt	Absatz	2	entsprechend.	
	
§	224	Vergabe	von	Aufträgen	durch	die	öffentliche	Hand	

	
91	ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2019.—Artikel	5	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2019	(BGBl.	I	S.	1025)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„zuletzt“	

nach	„Berufsbildungsbereich“	gestrichen.	
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(1)	Aufträge	der	öffentlichen	Hand,	die	von	anerkannten	Werkstätten	für	behinderte	Menschen	
ausgeführt	werden	können,	werden	bevorzugt	diesen	Werkstätten	angeboten.	Die	Bundesregierung	
erlässt	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	hierzu	allgemeine	Verwaltungsvorschriften.	
(2)	Absatz	1	gilt	auch	für	Inklusionsbetriebe.	

	
§	225	Anerkennungsverfahren	
Werkstätten	 für	 behinderte	Menschen,	 die	 eine	Vergünstigung	 im	Sinne	dieses	Kapitels	 in	An-

spruch	nehmen	wollen,	bedürfen	der	Anerkennung.	Die	Entscheidung	über	die	Anerkennung	trifft	
auf	Antrag	die	Bundesagentur	für	Arbeit	im	Einvernehmen	mit	dem	Träger	der	Eingliederungshilfe.	
Die	 Bundesagentur	 für	 Arbeit	 führt	 ein	 Verzeichnis	 der	 anerkannten	Werkstätten	 für	 behinderte	
Menschen.	In	dieses	Verzeichnis	werden	auch	Zusammenschlüsse	anerkannter	Werkstätten	für	be-
hinderte	Menschen	aufgenommen.92	
	
§	226	Blindenwerkstätten	
Die	§§	223	und	224	sind	auch	zugunsten	von	auf	Grund	des	Blindenwarenvertriebsgesetzes	an-

erkannten	Blindenwerkstätten	anzuwenden.	
	
§	227	Verordnungsermächtigungen	
(1)	Die	Bundesregierung	bestimmt	durch	Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	des	Bundesrates	

das	Nähere	über	den	Begriff	und	die	Aufgaben	der	Werkstatt	für	behinderte	Menschen,	die	Aufnah-
mevoraussetzungen,	 die	 fachlichen	 Anforderungen,	 insbesondere	 hinsichtlich	 der	Wirtschaftsfüh-
rung,	sowie	des	Begriffs	und	der	Verwendung	des	Arbeitsergebnisses	sowie	das	Verfahren	zur	An-
erkennung	als	Werkstatt	für	behinderte	Menschen.	
(2)	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	bestimmt	durch	Rechtsverordnung	mit	Zu-

stimmung	 des	 Bundesrates	 im	 Einzelnen	 die	 Errichtung,	 Zusammensetzung	 und	 Aufgaben	 des	
Werkstattrats,	 die	 Fragen,	 auf	 die	 sich	Mitbestimmung	und	Mitwirkung	 erstrecken,	 einschließlich	
Art	 und	 Umfang	 der	 Mitbestimmung	 und	 Mitwirkung,	 die	 Vorbereitung	 und	 Durchführung	 der	
Wahl,	einschließlich	der	Wahlberechtigung	und	der	Wählbarkeit,	die	Amtszeit	sowie	die	Geschäfts-
führung	des	Werkstattrats	einschließlich	des	Erlasses	einer	Geschäftsordnung	und	der	persönlichen	
Rechte	und	Pflichten	der	Mitglieder	des	Werkstattrats	und	der	Kostentragung.	In	der	Rechtsverord-
nung	werden	auch	Art	und	Umfang	der	Beteiligung	von	Frauenbeauftragten,	die	Vorbereitung	und	
Durchführung	der	Wahl	einschließlich	der	Wahlberechtigung	und	der	Wählbarkeit,	die	Amtszeit,	die	
persönlichen	Rechte	und	die	Pflichten	der	Frauenbeauftragten	und	ihrer	Stellvertreterinnen	sowie	
die	Kostentragung	geregelt.	Die	Rechtsverordnung	kann	darüber	hinaus	bestimmen,	dass	die	in	ihr	
getroffenen	 Regelungen	 keine	 Anwendung	 auf	 Religionsgemeinschaften	 und	 ihre	 Einrichtungen	
finden,	soweit	sie	eigene	gleichwertige	Regelungen	getroffen	haben.	
	

Kapitel	13	
Unentgeltliche	Beförderung	schwerbehinderter	Menschen	im	öffentlichen	Personenverkehr	
	
§	228	Unentgeltliche	Beförderung,	Anspruch	auf	Erstattung	der	Fahrgeldausfälle	
(1)	Schwerbehinderte	Menschen,	die	infolge	ihrer	Behinderung	in	ihrer	Bewegungsfähigkeit	 im	

Straßenverkehr	 erheblich	 beeinträchtigt	 oder	 hilflos	 oder	 gehörlos	 sind,	 werden	 von	 Unterneh-
mern,	 die	 öffentlichen	 Personenverkehr	 betreiben,	 gegen	 Vorzeigen	 eines	 entsprechend	 gekenn-
zeichneten	Ausweises	nach	§	152	Absatz	5	im	Nahverkehr	im	Sinne	des	§	230	Absatz	1	unentgeltlich	
befördert;	 die	 unentgeltliche	Beförderung	 verpflichtet	 zur	 Zahlung	 eines	 tarifmäßigen	Zuschlages	
bei	der	Benutzung	zuschlagpflichtiger	Züge	des	Nahverkehrs.	Voraussetzung	ist,	dass	der	Ausweis	
mit	einer	gültigen	Wertmarke	versehen	ist.	

	
92	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2018.—Artikel	23	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2541)	hat	Satz	2	geändert.	
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(2)	Die	Wertmarke	wird	gegen	Entrichtung	eines	Betrages	von	80	Euro	für	ein	Jahr	oder	40	Euro	
für	 ein	 halbes	 Jahr	 ausgegeben.	Der	Betrag	 erhöht	 sich	 in	 entsprechender	Anwendung	des	 §	 160	
Absatz	3	jeweils	zu	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	die	nächste	Neubestimmung	der	Beträge	der	Ausgleichs-
abgabe	 erfolgt.	 Liegt	 dieser	 Zeitpunkt	 innerhalb	 der	 Gültigkeitsdauer	 einer	 bereits	 ausgegebenen	
Wertmarke,	 ist	 der	 höhere	 Betrag	 erst	 im	 Zusammenhang	mit	 der	 Ausgabe	 der	 darauffolgenden	
Wertmarke	zu	entrichten.	Abweichend	von	§	160	Absatz	3	Satz	4	sind	die	sich	ergebenden	Beträge	
auf	den	nächsten	vollen	Eurobetrag	aufzurunden.	Das	Bundesministerium	 für	Arbeit	und	Soziales	
gibt	den	Erhöhungsbetrag	und	die	sich	nach	entsprechender	Anwendung	des	§	160	Absatz	3	Satz	3	
ergebenden	Beträge	im	Bundesanzeiger	bekannt.	
(3)	Wird	die	 für	 ein	 Jahr	ausgegebene	Wertmarke	vor	Ablauf	 eines	halben	 Jahres	 ihrer	Gültig-

keitsdauer	zurückgegeben,	wird	auf	Antrag	die	Hälfte	der	Gebühr	erstattet.	Entsprechendes	gilt	für	
den	 Fall,	 dass	 der	 schwerbehinderte	Mensch	 vor	Ablauf	 eines	 halben	 Jahres	 der	Gültigkeitsdauer	
der	für	ein	Jahr	ausgegebenen	Wertmarke	verstirbt.	
(4)	Auf	Antrag	wird	eine	für	ein	Jahr	gültige	Wertmarke,	ohne	dass	der	Betrag	nach	Absatz	2	in	

seiner	jeweiligen	Höhe	zu	entrichten	ist,	an	schwerbehinderte	Menschen	ausgegeben,	
1.		die	blind	im	Sinne	des	§	72	Absatz	5	des	Zwölften	Buches	oder	entsprechender	Vorschriften	
oder	 hilflos	 im	 Sinne	 des	 §	 33b	 des	 Einkommensteuergesetzes	 oder	 entsprechender	 Vor-
schriften	sind	oder	

2.		die	Leistungen	zur	Sicherung	des	Lebensunterhalts	nach	dem	Zweiten	Buch	oder	für	den	Le-
bensunterhalt	 laufende	 Leistungen	 nach	 dem	Dritten	 und	 Vierten	 Kapitel	 des	 Zwölften	 Bu-
ches,	 dem	Achten	Buch	 oder	 den	 §§	 27a	 und	 27d	 des	Bundesversorgungsgesetzes	 erhalten	
oder	

3.		die	am	1.	Oktober	1979	die	Voraussetzungen	nach	§	2	Absatz	1	Nummer	1	bis	4	und	Absatz	3	
des	Gesetzes	über	die	unentgeltliche	Beförderung	von	Kriegs-	und	Wehrdienstbeschädigten	
sowie	von	anderen	Behinderten	im	Nahverkehr	vom	27.	August	1965	(BGBl.	I	S.	978),	das	zu-
letzt	 durch	 Artikel	 41	 des	 Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes	 vom	 18.	 März	 1975	 (BGBl.	 I	
S.	705)	geändert	worden	 ist,	 erfüllten,	 solange	ein	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	mindes-
tens	70	festgestellt	ist	oder	von	mindestens	50	festgestellt	ist	und	sie	infolge	der	Schädigung	
erheblich	gehbehindert	 sind;	das	Gleiche	gilt	 für	schwerbehinderte	Menschen,	die	diese	Vo-
raussetzungen	am	1.	Oktober	1979	nur	deshalb	nicht	erfüllt	haben,	weil	 sie	 ihren	Wohnsitz	
oder	 ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	zu	diesem	Zeitpunkt	 in	dem	in	Artikel	3	des	Einigungs-
vertrages	genannten	Gebiet	hatten.	

(5)	 Die	Wertmarke	wird	 nicht	 ausgegeben,	 solange	 eine	 Kraftfahrzeugsteuerermäßigung	 nach	
§	3a	 Absatz	 2	 des	 Kraftfahrzeugsteuergesetzes	 in	 Anspruch	 genommen	 wird.	 Die	 Ausgabe	 der	
Wertmarken	erfolgt	auf	Antrag	durch	die	nach	§	152	Absatz	5	zuständigen	Behörden.	Die	Landesre-
gierung	oder	die	von	ihr	bestimmte	Stelle	kann	die	Aufgaben	nach	den	Absätzen	2	bis	4	ganz	oder	
teilweise	 auf	 andere	Behörden	übertragen.	 Für	 Streitigkeiten	 in	 Zusammenhang	mit	 der	Ausgabe	
der	Wertmarke	gilt	§	51	Absatz	1	Nummer	7	des	Sozialgerichtsgesetzes	entsprechend.	
(6)	Absatz	1	gilt	im	Nah-	und	Fernverkehr	im	Sinne	des	§	230,	ohne	dass	die	Voraussetzung	des	

Absatzes	1	Satz	2	erfüllt	sein	muss,	für	die	Beförderung	
1.		einer	Begleitperson	 eines	 schwerbehinderten	Menschen	 im	Sinne	des	Absatzes	1,	wenn	die	
Berechtigung	 zur	 Mitnahme	 einer	 Begleitperson	 nachgewiesen	 und	 dies	 im	 Ausweis	 des	
schwerbehinderten	Menschen	eingetragen	ist,	und	

2.		des	Handgepäcks,	eines	mitgeführten	Krankenfahrstuhles,	soweit	die	Beschaffenheit	des	Ver-
kehrsmittels	 dies	 zulässt,	 sonstiger	 orthopädischer	 Hilfsmittel	 und	 eines	 Führhundes;	 das	
Gleiche	gilt	 für	einen	Hund,	den	ein	schwerbehinderter	Mensch	mitführt,	 in	dessen	Ausweis	
die	Berechtigung	zur	Mitnahme	einer	Begleitperson	nachgewiesen	ist.	

(7)	Die	durch	die	unentgeltliche	Beförderung	nach	den	Absätzen	1	bis	6	entstehenden	Fahrgeld-
ausfälle	werden	nach	Maßgabe	der	§§	231	bis	233	erstattet.	Die	Erstattungen	sind	aus	dem	Anwen-
dungsbereich	 der	 Verordnung	 (EG)	 Nr.	 1370/2007	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	
vom	23.	Oktober	2007	über	öffentliche	Personenverkehrsdienste	auf	 Schiene	und	Straße	und	zur	
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Aufhebung	der	Verordnungen	(EWG)	Nr.	1191/69	und	(EWG)	Nr.	1107/70	des	Rates	 (ABl.	L	315	
vom	3.12.2007,	S.	1)	ausgenommen.93	
	
§	229	Persönliche	Voraussetzungen	
(1)	In	seiner	Bewegungsfähigkeit	im	Straßenverkehr	erheblich	beeinträchtigt	ist,	wer	infolge	ei-

ner	 Einschränkung	 des	Gehvermögens	 (auch	 durch	 innere	 Leiden	 oder	 infolge	 von	Anfällen	 oder	
von	Störungen	der	Orientierungsfähigkeit)	nicht	ohne	erhebliche	Schwierigkeiten	oder	nicht	ohne	
Gefahren	 für	 sich	 oder	 andere	Wegstrecken	 im	Ortsverkehr	 zurückzulegen	 vermag,	 die	 üblicher-
weise	 noch	 zu	 Fuß	 zurückgelegt	 werden.	 Der	 Nachweis	 der	 erheblichen	 Beeinträchtigung	 in	 der	
Bewegungsfähigkeit	im	Straßenverkehr	kann	bei	schwerbehinderten	Menschen	mit	einem	Grad	der	
Behinderung	von	wenigstens	80	nur	mit	einem	Ausweis	mit	halbseitigem	orangefarbenem	Flächen-
aufdruck	 und	 eingetragenem	 Merkzeichen	 „G“	 geführt	 werden,	 dessen	 Gültigkeit	 frühestens	 mit	
dem	1.	April	1984	beginnt,	oder	auf	dem	ein	entsprechender	Änderungsvermerk	eingetragen	ist.	
(2)	Zur	Mitnahme	einer	Begleitperson	sind	schwerbehinderte	Menschen	berechtigt,	die	bei	der	

Benutzung	von	öffentlichen	Verkehrsmitteln	 infolge	 ihrer	Behinderung	regelmäßig	auf	Hilfe	ange-
wiesen	sind.	Die	Feststellung	bedeutet	nicht,	dass	die	schwerbehinderte	Person,	wenn	sie	nicht	 in	
Begleitung	ist,	eine	Gefahr	für	sich	oder	für	andere	darstellt.	
(3)	Schwerbehinderte	Menschen	mit	außergewöhnlicher	Gehbehinderung	sind	Personen	mit	ei-

ner	 erheblichen	mobilitätsbezogenen	 Teilhabebeeinträchtigung,	 die	 einem	 Grad	 der	 Behinderung	
von	mindestens	80	 entspricht.	 Eine	 erhebliche	mobilitätsbezogene	Teilhabebeeinträchtigung	 liegt	
vor,	wenn	sich	die	schwerbehinderten	Menschen	wegen	der	Schwere	 ihrer	Beeinträchtigung	dau-
ernd	nur	mit	fremder	Hilfe	oder	mit	großer	Anstrengung	außerhalb	ihres	Kraftfahrzeuges	bewegen	
können.	Hierzu	zählen	insbesondere	schwerbehinderte	Menschen,	die	auf	Grund	der	Beeinträchti-
gung	der	Gehfähigkeit	und	Fortbewegung	–	dauerhaft	auch	für	sehr	kurze	Entfernungen	–	aus	medi-
zinischer	Notwendigkeit	auf	die	Verwendung	eines	Rollstuhls	angewiesen	sind.	Verschiedenste	Ge-
sundheitsstörungen	(insbesondere	Störungen	bewegungsbezogener,	neuromuskulärer	oder	menta-
ler	 Funktionen,	 Störungen	 des	 kardiovaskulären	 oder	 Atmungssystems)	 können	 die	 Gehfähigkeit	
erheblich	beeinträchtigen.	Diese	sind	als	außergewöhnliche	Gehbehinderung	anzusehen,	wenn	nach	
versorgungsärztlicher	Feststellung	die	Auswirkung	der	Gesundheitsstörungen	sowie	deren	Kombi-
nation	auf	die	Gehfähigkeit	dauerhaft	so	schwer	ist,	dass	sie	der	unter	Satz	1	genannten	Beeinträch-
tigung	gleich	kommt.	
	
§	230	Nah-	und	Fernverkehr	
(1)	Nahverkehr	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	der	öffentliche	Personenverkehr	mit	
1.		Straßenbahnen	und	Obussen	im	Sinne	des	Personenbeförderungsgesetzes,	
2.		Kraftfahrzeugen	im	Linienverkehr	nach	den	§§	42	und	43	des	Personenbeförderungsgesetzes	
auf	Linien,	bei	denen	die	Mehrzahl	der	Beförderungen	eine	Strecke	von	50	Kilometern	nicht	
übersteigt,	es	sei	denn,	dass	bei	den	Verkehrsformen	nach	§	43	des	Personenbeförderungsge-
setzes	die	Genehmigungsbehörde	auf	die	Einhaltung	der	Vorschriften	über	die	Beförderungs-
entgelte	gemäß	§	45	Absatz	3	des	Personenbeförderungsgesetzes	ganz	oder	teilweise	verzich-
tet	hat,	

3.		S-Bahnen	in	der	2.	Wagenklasse,	
4.		Eisenbahnen	in	der	2.	Wagenklasse	in	Zügen	und	auf	Strecken	und	Streckenabschnitten,	die	in	
ein	 von	mehreren	Unternehmern	gebildetes,	mit	den	unter	Nummer	1,	 2	oder	7	 genannten	
Verkehrsmitteln	zusammenhängendes	Liniennetz	mit	einheitlichen	oder	verbundenen	Beför-
derungsentgelten	einbezogen	sind,	

	
93	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	37	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2652)	hat	in	Abs.	4	Nr.	2	

„Buch	oder	den	§§	27a	und	27d	des	Bundesversorgungsgesetzes“	durch	„oder	dem	Vierzehnten	Buch“	er-
setzt.	
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5.		Eisenbahnen	 des	 Bundes	 in	 der	 2.	Wagenklasse	 in	 Zügen,	 die	 überwiegend	 dazu	 bestimmt	
sind,	die	Verkehrsnachfrage	im	Nahverkehr	zu	befriedigen	(Züge	des	Nahverkehrs),	

6.		sonstigen	Eisenbahnen	des	öffentlichen	Verkehrs	im	Sinne	von	§	2	Absatz	1	und	§	3	Absatz	1	
des	Allgemeinen	Eisenbahngesetzes	in	der	2.	Wagenklasse	auf	Strecken,	bei	denen	die	Mehr-
zahl	der	Beförderungen	eine	Strecke	von	50	Kilometern	nicht	überschreitet,	

7.		Wasserfahrzeugen	im	Linien-,	Fähr-	und	Übersetzverkehr,	wenn	dieser	der	Beförderung	von	
Personen	im	Orts-	und	Nachbarschaftsbereich	dient	und	Ausgangs-	und	Endpunkt	innerhalb	
dieses	Bereiches	liegen;	Nachbarschaftsbereich	ist	der	Raum	zwischen	benachbarten	Gemein-
den,	 die,	 ohne	 unmittelbar	 aneinander	 grenzen	 zu	 müssen,	 durch	 einen	 stetigen,	 mehr	 als	
einmal	am	Tag	durchgeführten	Verkehr	wirtschaftlich	und	verkehrsmäßig	verbunden	sind.	

(2)	Fernverkehr	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	der	öffentliche	Personenverkehr	mit	
1.		Kraftfahrzeugen	im	Linienverkehr	nach	§	42a	Satz	1	des	Personenbeförderungsgesetzes,	
2.		Eisenbahnen,	ausgenommen	der	Sonderzugverkehr,	
3.		Wasserfahrzeugen	 im	 Fähr-	 und	 Übersetzverkehr,	 sofern	 keine	 Häfen	 außerhalb	 des	 Gel-
tungsbereiches	 dieses	Buches	 angelaufen	werden,	 soweit	 der	Verkehr	 nicht	Nahverkehr	 im	
Sinne	des	Absatzes	1	ist.	

(3)	Die	Unternehmer,	die	öffentlichen	Personenverkehr	betreiben,	weisen	im	öffentlichen	Perso-
nenverkehr	nach	Absatz	1	Nummer	2,	5,	6	und	7	im	Fahrplan	besonders	darauf	hin,	inwieweit	eine	
Pflicht	zur	unentgeltlichen	Beförderung	nach	§	228	Absatz	1	nicht	besteht.	
	
§	231	Erstattung	der	Fahrgeldausfälle	im	Nahverkehr	
(1)	Die	Fahrgeldausfälle	im	Nahverkehr	werden	nach	einem	Prozentsatz	der	von	den	Unterneh-

mern	oder	den	Nahverkehrsorganisationen	im	Sinne	des	§	233	Absatz	2	nachgewiesenen	Fahrgeld-
einnahmen	im	Nahverkehr	erstattet.	
(2)	Fahrgeldeinnahmen	 im	Sinne	dieses	Kapitels	 sind	alle	Erträge	aus	dem	Fahrkartenverkauf.	

Sie	 umfassen	 auch	 Erträge	 aus	 der	 Beförderung	 von	 Handgepäck,	 Krankenfahrstühlen,	 sonstigen	
orthopädischen	Hilfsmitteln,	Tieren	sowie	aus	erhöhten	Beförderungsentgelten.	
(3)	Werden	in	einem	von	mehreren	Unternehmern	gebildeten	zusammenhängenden	Liniennetz	

mit	einheitlichen	oder	verbundenen	Beförderungsentgelten	die	Erträge	aus	dem	Fahrkartenverkauf	
zusammengefasst	 und	 dem	 einzelnen	 Unternehmer	 anteilmäßig	 nach	 einem	 vereinbarten	 Vertei-
lungsschlüssel	zugewiesen,	so	ist	der	zugewiesene	Anteil	Ertrag	im	Sinne	des	Absatzes	2.	
(4)	Der	Prozentsatz	im	Sinne	des	Absatzes	1	wird	für	jedes	Land	von	der	Landesregierung	oder	

der	von	ihr	bestimmten	Behörde	für	jeweils	ein	Jahr	bekannt	gemacht.	Bei	der	Berechnung	des	Pro-
zentsatzes	ist	von	folgenden	Zahlen	auszugehen:	
1.		der	Zahl	der	in	dem	Land	in	dem	betreffenden	Kalenderjahr	ausgegebenen	Wertmarken	und	
der	Hälfte	der	in	dem	Land	am	Jahresende	in	Umlauf	befindlichen	gültigen	Ausweise	im	Sinne	
des	§	228	Absatz	1	von	schwerbehinderten	Menschen,	die	das	sechste	Lebensjahr	vollendet	
haben	und	bei	denen	die	Berechtigung	zur	Mitnahme	einer	Begleitperson	im	Ausweis	einge-
tragen	 ist;	Wertmarken	mit	 einer	Gültigkeitsdauer	von	einem	halben	 Jahr	und	Wertmarken	
für	ein	Jahr,	die	vor	Ablauf	eines	halben	Jahres	ihrer	Gültigkeitsdauer	zurückgegeben	werden,	
werden	zur	Hälfte	gezählt,	

2.		der	 in	den	 jährlichen	Veröffentlichungen	des	Statistischen	Bundesamtes	zum	Ende	des	Vor-
jahres	nachgewiesenen	Zahl	der	Wohnbevölkerung	in	dem	Land	abzüglich	der	Zahl	der	Kin-
der,	die	das	sechste	Lebensjahr	noch	nicht	vollendet	haben,	und	der	Zahlen	nach	Nummer	1.	

Der	Prozentsatz	ist	nach	folgender	Formel	zu	berechnen:	
[Formel:	BGBl.	I	2017	S.	2557]	
Bei	der	Festsetzung	des	Prozentsatzes	sich	ergebende	Bruchteile	von	0,005	und	mehr	werden	auf	
ganze	Hundertstel	aufgerundet,	im	Übrigen	abgerundet.	
(5)	Weist	ein	Unternehmen	durch	Verkehrszählung	nach,	dass	das	Verhältnis	zwischen	den	nach	

diesem	Kapitel	unentgeltlich	beförderten	Fahrgästen	und	den	 sonstigen	Fahrgästen	den	nach	Ab-
satz	4	festgesetzten	Prozentsatz	um	mindestens	ein	Drittel	übersteigt,	wird	neben	dem	sich	aus	der	
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Berechnung	nach	Absatz	4	ergebenden	Erstattungsbetrag	auf	Antrag	der	nachgewiesene,	über	dem	
Drittel	 liegende	Anteil	erstattet.	Die	Länder	können	durch	Rechtsverordnung	bestimmen,	dass	die	
Verkehrszählung	durch	Dritte	auf	Kosten	des	Unternehmens	zu	erfolgen	hat.	
(6)	Absatz	5	gilt	nicht	in	Fällen	des	§	233	Absatz	2.94	

	
§	232	Erstattung	der	Fahrgeldausfälle	im	Fernverkehr	
(1)	 Die	 Fahrgeldausfälle	 im	 Fernverkehr	 werden	 nach	 einem	 Prozentsatz	 der	 von	 den	 Unter-

nehmern	nachgewiesenen	Fahrgeldeinnahmen	im	Fernverkehr	erstattet.	
(2)	Der	maßgebende	Prozentsatz	wird	vom	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	im	Ein-

vernehmen	mit	 dem	 Bundesministerium	 der	 Finanzen	 und	 dem	 Bundesministerium	 für	 Verkehr	
und	digitale	Infrastruktur	für	jeweils	zwei	Jahre	bekannt	gemacht.	Bei	der	Berechnung	des	Prozent-
satzes	ist	von	folgenden,	für	das	letzte	Jahr	vor	Beginn	des	Zweijahreszeitraumes	vorliegenden	Zah-
len	auszugehen:	
1.		der	Zahl	der	im	Geltungsbereich	dieses	Gesetzes	am	Jahresende	in	Umlauf	befindlichen	gülti-
gen	Ausweise	nach	§	228	Absatz	1,	auf	denen	die	Berechtigung	zur	Mitnahme	einer	Begleit-
person	eingetragen	ist,	abzüglich	25	Prozent,	

2.		der	 in	 den	 jährlichen	 Veröffentlichungen	 des	 Statistischen	 Bundesamtes	 zum	 Jahresende	
nachgewiesenen	 Zahl	 der	 Wohnbevölkerung	 im	 Geltungsbereich	 dieses	 Gesetzes	 abzüglich	
der	 Zahl	 der	 Kinder,	 die	 das	 vierte	 Lebensjahr	 noch	 nicht	 vollendet	 haben,	 und	 der	 nach	
Nummer	1	ermittelten	Zahl.	

Der	Prozentsatz	ist	nach	folgender	Formel	zu	errechnen:	
[Formel:	BGBl.	I	2017	S.	2557]	
§	231	Absatz	4	letzter	Satz	gilt	entsprechend.95	
	
§	233	Erstattungsverfahren	
(1)	Die	Fahrgeldausfälle	werden	auf	Antrag	des	Unternehmers	erstattet.	Bei	einem	von	mehreren	

Unternehmern	 gebildeten	 zusammenhängenden	 Liniennetz	 mit	 einheitlichen	 oder	 verbundenen	
Beförderungsentgelten	können	die	Anträge	auch	von	einer	Gemeinschaftseinrichtung	dieser	Unter-
nehmer	 für	 ihre	Mitglieder	gestellt	werden.	Der	Antrag	 ist	 innerhalb	von	drei	 Jahren	nach	Ablauf	
des	Abrechnungsjahres	zu	stellen,	und	zwar	für	den	Nahverkehr	nach	§	234	Satz	1	Nummer	1	und	
für	den	Fernverkehr	an	das	Bundesverwaltungsamt,	für	den	übrigen	Nahverkehr	bei	den	in	Absatz	4	
bestimmten	Behörden.	
(2)	Haben	sich	in	einem	Bundesland	mehrere	Aufgabenträger	des	öffentlichen	Personennahver-

kehrs	auf	lokaler	oder	regionaler	Ebene	zu	Verkehrsverbünden	zusammengeschlossen	und	erhalten	
die	im	Zuständigkeitsbereich	dieser	Aufgabenträger	öffentlichen	Personennahverkehr	betreibenden	
Verkehrsunternehmen	 für	 ihre	 Leistungen	 ein	 mit	 diesen	 Aufgabenträgern	 vereinbartes	 Entgelt	
(Bruttoprinzip),	 können	 anstelle	 der	 antrags-	 und	 erstattungsberechtigten	 Verkehrsunternehmen	
auch	die	Nahverkehrsorganisationen	Antrag	auf	Erstattung	der	in	ihrem	jeweiligen	Gebiet	entstan-
denen	 Fahrgeldausfälle	 stellen,	 sofern	 die	 Verkehrsunternehmen	 hierzu	 ihr	 Einvernehmen	 erteilt	
haben.	
(3)	Die	Unternehmer	oder	die	Nahverkehrsorganisationen	im	Sinne	des	Absatzes	2	erhalten	auf	

Antrag	Vorauszahlungen	für	das	 laufende	Kalenderjahr	in	Höhe	von	insgesamt	80	Prozent	des	zu-
letzt	 für	ein	 Jahr	 festgesetzten	Erstattungsbetrages.	Die	Vorauszahlungen	werden	 je	zur	Hälfte	am	
15.	Juli	und	am	15.	November	gezahlt.	Der	Antrag	auf	Vorauszahlungen	gilt	zugleich	als	Antrag	im	
Sinne	des	Absatzes	1.	Die	Vorauszahlungen	sind	zurückzuzahlen,	wenn	Unterlagen,	die	für	die	Be-
rechnung	der	Erstattung	erforderlich	sind,	nicht	bis	zum	31.	Dezember	des	dritten	auf	die	Voraus-

	
94	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2018.—Artikel	23	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2541)	hat	Abs.	4	Satz	3	geändert.	
95		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2018.—Artikel	23	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2541)	hat	Abs.	2	Satz	3	geändert.	
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zahlung	 folgenden	Kalenderjahres	vorgelegt	 sind.	 In	begründeten	Ausnahmefällen	kann	die	Rück-
forderung	der	Vorauszahlungen	ausgesetzt	werden.	
(4)	Die	Landesregierung	oder	die	von	 ihr	bestimmte	Stelle	 legt	die	Behörden	 fest,	die	über	die	

Anträge	auf	Erstattung	und	Vorauszahlung	entscheiden	und	die	auf	den	Bund	und	das	Land	entfal-
lenden	Beträge	auszahlen.	§	11	Absatz	2	bis	4	des	Personenbeförderungsgesetzes	gilt	entsprechend.	
(5)	Erstreckt	sich	der	Nahverkehr	auf	das	Gebiet	mehrerer	Länder,	entscheiden	die	nach	Landes-

recht	 zuständigen	 Landesbehörden	 dieser	 Länder	 darüber,	 welcher	 Teil	 der	 Fahrgeldeinnahmen	
jeweils	auf	den	Bereich	ihres	Landes	entfällt.	
(6)	Die	Unternehmen	im	Sinne	des	§	234	Satz	1	Nummer	1	legen	ihren	Anträgen	an	das	Bundes-

verwaltungsamt	den	Anteil	der	nachgewiesenen	Fahrgeldeinnahmen	im	Nahverkehr	zugrunde,	der	
auf	den	Bereich	des	jeweiligen	Landes	entfällt;	für	den	Nahverkehr	von	Eisenbahnen	des	Bundes	im	
Sinne	des	§	230	Absatz	1	Satz	1	Nummer	5	bestimmt	sich	dieser	Teil	nach	dem	Anteil	der	Zugkilo-
meter,	die	von	einer	Eisenbahn	des	Bundes	mit	Zügen	des	Nahverkehrs	im	jeweiligen	Land	erbracht	
werden.	
(7)	Hinsichtlich	der	Erstattungen	gemäß	§	231	für	den	Nahverkehr	nach	§	234	Satz	1	Nummer	1	

und	gemäß	§	232	sowie	der	entsprechenden	Vorauszahlungen	nach	Absatz	3	wird	dieses	Kapitel	in	
bundeseigener	Verwaltung	ausgeführt.	Die	Verwaltungsaufgaben	des	Bundes	erledigt	das	Bundes-
verwaltungsamt	 nach	 fachlichen	 Weisungen	 des	 Bundesministeriums	 für	 Arbeit	 und	 Soziales	 in	
eigener	Zuständigkeit.	
(8)	Für	das	Erstattungsverfahren	gelten	das	Verwaltungsverfahrensgesetz	und	die	entsprechen-

den	Gesetze	der	Länder.	Bei	Streitigkeiten	über	die	Erstattungen	und	die	Vorauszahlungen	 ist	der	
Verwaltungsrechtsweg	gegeben.	
	
§	234	Kostentragung	
Der	Bund	trägt	die	Aufwendungen	für	die	unentgeltliche	Beförderung	
1.		 im	Nahverkehr,	soweit	Unternehmen,	die	sich	überwiegend	in	der	Hand	des	Bundes	oder	ei-
nes	mehrheitlich	 dem	Bund	 gehörenden	Unternehmens	 befinden	 (auch	 in	 Verkehrsverbün-
den),	erstattungsberechtigte	Unternehmer	sind	sowie	

2.		 im	Fernverkehr	für	die	Begleitperson	und	die	mitgeführten	Gegenstände	im	Sinne	des	§	228	
Absatz	6.	

Die	Länder	tragen	die	Aufwendungen	für	die	unentgeltliche	Beförderung	im	übrigen	Nahverkehr.	
	
§	235	Einnahmen	aus	Wertmarken	
Von	den	durch	die	Ausgabe	der	Wertmarken	erzielten	jährlichen	Einnahmen	erhält	der	Bund	ei-

nen	 Anteil	 von	 27	 Prozent.	 Dieser	 ist	 unter	 Berücksichtigung	 der	 in	 der	 Zeit	 vom	 1.	 Januar	 bis	
30.	Juni	 eines	Kalenderjahres	eingegangenen	Einnahmen	zum	15.	 Juli	und	unter	Berücksichtigung	
der	vom	1.	 Juli	bis	31.	Dezember	eines	Kalenderjahres	eingegangenen	Einnahmen	zum	15.	 Januar	
des	darauffolgenden	Kalenderjahres	an	den	Bund	abzuführen.	
	
§	236	Erfassung	der	Ausweise	
Die	für	die	Ausstellung	der	Ausweise	nach	§	152	Absatz	5	zuständigen	Behörden	erfassen	
1.		die	am	Jahresende	im	Umlauf	befindlichen	gültigen	Ausweise,	getrennt	nach	Art	und	besonde-
ren	Eintragungen,	

2.		die	 im	 Kalenderjahr	 ausgegebenen	Wertmarken,	 unterteilt	 nach	 der	 jeweiligen	 Gültigkeits-
dauer	und	die	daraus	erzielten	Einnahmen	

als	Grundlage	für	die	nach	§	231	Absatz	4	Satz	2	Nummer	1	und	§	232	Absatz	2	Satz	2	Nummer	1	zu	
ermittelnde	Zahl	der	Ausweise	und	Wertmarken.	Die	zuständigen	obersten	Landesbehörden	teilen	
dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	das	Ergebnis	der	Erfassung	nach	Satz	1	spätestens	
bis	zum	31.	März	des	Jahres	mit,	in	dem	die	Prozentsätze	festzusetzen	sind.	
	
§	237	Verordnungsermächtigungen	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Neuntes	Buch	Sozialgesetzbuch	(SGB	IX)	(Stand:	01.01.2020)	 110	

(1)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	in	der	Rechtsverordnung	auf	Grund	des	§	153	Absatz	1	
nähere	Vorschriften	über	die	Gestaltung	der	Wertmarken,	 ihre	Verbindung	mit	dem	Ausweis	und	
Vermerke	über	ihre	Gültigkeitsdauer	zu	erlassen.	
(2)	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	und	das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	

digitale	 Infrastruktur	werden	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	festzulegen,	welche	Zuggattun-
gen	 von	 Eisenbahnen	 des	 Bundes	 zu	 den	 Zügen	 des	 Nahverkehrs	 im	 Sinne	 des	 §	 230	 Absatz	 1	
Nummer	 5	 und	 zu	 den	 zuschlagpflichtigen	 Zügen	 des	 Nahverkehrs	 im	 Sinne	 des	 §	 228	 Absatz	 1	
Satz	1	zweiter	Halbsatz	zählen.	
	

Kapitel	14	
Straf-,	Bußgeld-	und	Schlussvorschriften	

	
§	237a	Strafvorschriften	
(1)	Mit	Freiheitsstrafe	bis	zu	zwei	Jahren	oder	mit	Geldstrafe	wird	bestraft,	wer	entgegen	§	179	

Absatz	7	Satz	1	Nummer	2,	auch	in	Verbindung	mit	Satz	2	oder	§	180	Absatz	7,	ein	Betriebs-	oder	
Geschäftsgeheimnis	verwertet.	
(2)	Die	Tat	wird	nur	auf	Antrag	verfolgt.	

	
§	237b	Strafvorschriften	
(1)	Mit	Freiheitsstrafe	bis	zu	einem	Jahr	oder	mit	Geldstrafe	wird	bestraft,	wer	entgegen	§	179	

Absatz	7	Satz	1,	auch	in	Verbindung	mit	Satz	2	oder	§	180	Absatz	7,	ein	dort	genanntes	Geheimnis	
offenbart.	
(2)	Handelt	der	Täter	gegen	Entgelt	oder	in	der	Absicht,	sich	oder	einen	anderen	zu	bereichern	

oder	einen	anderen	zu	schädigen,	so	ist	die	Strafe	Freiheitsstrafe	bis	zu	zwei	Jahren	oder	Geldstrafe.	
(3)	Die	Tat	wird	nur	auf	Antrag	verfolgt.	

	
§	238	Bußgeldvorschriften	
(1)	Ordnungswidrig	handelt,	wer	vorsätzlich	oder	fahrlässig	
1.		entgegen	§	154	Absatz	1	Satz	1,	auch	in	Verbindung	mit	einer	Rechtsverordnung	nach	§	162	
Nummer	1,	oder	entgegen	§	154	Absatz	1	Satz	3	einen	schwerbehinderten	Menschen	nicht	be-
schäftigt,	

2.		entgegen	§	163	Absatz	1	ein	Verzeichnis	nicht,	nicht	richtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	in	der	
vorgeschriebenen	Weise	führt	oder	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	vorlegt,	

3.		entgegen	§	163	Absatz	2	Satz	1	oder	Absatz	4	eine	Anzeige	nicht,	nicht	richtig,	nicht	vollstän-
dig,	nicht	in	der	vorgeschriebenen	Weise	oder	nicht	rechtzeitig	erstattet,	

4.		entgegen	§	163	Absatz	5	eine	Auskunft	nicht,	nicht	richtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	recht-
zeitig	erteilt,	

5.		entgegen	§	163	Absatz	7	Einblick	in	den	Betrieb	oder	die	Dienststelle	nicht	oder	nicht	recht-
zeitig	gibt,	

6.		entgegen	§	163	Absatz	8	eine	dort	bezeichnete	Person	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	benennt,	
7.		entgegen	§	164	Absatz	1	Satz	4	oder	9	eine	dort	bezeichnete	Vertretung	oder	einen	Beteiligten	
nicht,	nicht	richtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	rechtzeitig	unterrichtet	oder	

8.		entgegen	§	178	Absatz	2	Satz	1	erster	Halbsatz	die	Schwerbehindertenvertretung	nicht,	nicht	
richtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	rechtzeitig	unterrichtet	oder	nicht	oder	nicht	rechtzeitig	
anhört.	

(2)	Die	Ordnungswidrigkeit	kann	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	zehntausend	Euro	geahndet	werden.	
(3)	Verwaltungsbehörde	im	Sinne	des	§	36	Absatz	1	Nummer	1	des	Gesetzes	über	Ordnungswid-

rigkeiten	ist	die	Bundesagentur	für	Arbeit.	
(4)	Die	Geldbußen	fließen	in	die	Kasse	der	Verwaltungsbehörde,	die	den	Bußgeldbescheid	erlas-

sen	hat.	§	66	des	Zehnten	Buches	gilt	entsprechend.	
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(5)	Die	nach	Absatz	4	Satz	1	zuständige	Kasse	trägt	abweichend	von	§	105	Absatz	2	des	Gesetzes	
über	 Ordnungswidrigkeiten	 die	 notwendigen	 Auslagen.	 Sie	 ist	 auch	 ersatzpflichtig	 im	 Sinne	 des	
§	110	Absatz	4	des	Gesetzes	über	Ordnungswidrigkeiten.	
	
§	239	Stadtstaatenklausel	
(1)	Der	Senat	der	Freien	und	Hansestadt	Hamburg	wird	ermächtigt,	die	Schwerbehindertenver-

tretung	für	Angelegenheiten,	die	mehrere	oder	alle	Dienststellen	betreffen,	in	der	Weise	zu	regeln,	
dass	die	Schwerbehindertenvertretungen	aller	Dienststellen	eine	Gesamtschwerbehindertenvertre-
tung	wählen.	Für	die	Wahl	gilt	§	177	Absatz	2,	3,	6	und	7	entsprechend.	
(2)	§	180	Absatz	6	Satz	1	gilt	entsprechend.	

	
§	240	Sonderregelung	für	den	Bundesnachrichtendienst	und	den	Militärischen		
Abschirmdienst	
(1)	Für	den	Bundesnachrichtendienst	gilt	dieses	Gesetz	mit	folgenden	Abweichungen:	
1.		Der	Bundesnachrichtendienst	gilt	vorbehaltlich	der	Nummer	3	als	einheitliche	Dienststelle.	
2.		Für	den	Bundesnachrichtendienst	gelten	die	Pflichten	zur	Vorlage	des	nach	§	163	Absatz	1	zu	
führenden	Verzeichnisses,	zur	Anzeige	nach	§	163	Absatz	2	und	zur	Gewährung	von	Einblick	
nach	§	163	Absatz	7	nicht.	Die	Anzeigepflicht	nach	§	173	Absatz	4	gilt	nur	für	die	Beendigung	
von	Probearbeitsverhältnissen.	

3.		Als	Dienststelle	im	Sinne	des	Kapitels	5	gelten	auch	Teile	und	Stellen	des	Bundesnachrichten-
dienstes,	die	nicht	zu	seiner	Zentrale	gehören.	§	177	Absatz	1	Satz	4	und	5	sowie	§	180	sind	
nicht	anzuwenden.	In	den	Fällen	des	§	180	Absatz	6	ist	die	Schwerbehindertenvertretung	der	
Zentrale	des	Bundesnachrichtendienstes	zuständig.	Im	Falle	des	§	177	Absatz	6	Satz	4	lädt	der	
Leiter	oder	die	Leiterin	der	Dienststelle	ein.	Die	Schwerbehindertenvertretung	ist	in	den	Fäl-
len	nicht	zu	beteiligen,	in	denen	die	Beteiligung	der	Personalvertretung	nach	dem	Bundesper-
sonalvertretungsgesetz	ausgeschlossen	ist.	Der	Leiter	oder	die	Leiterin	des	Bundesnachrich-
tendienstes	kann	anordnen,	dass	die	Schwerbehindertenvertretung	nicht	zu	beteiligen	ist,	Un-
terlagen	 nicht	 vorgelegt	 oder	Auskünfte	 nicht	 erteilt	werden	dürfen,	wenn	und	 soweit	 dies	
aus	 besonderen	nachrichtendienstlichen	Gründen	 geboten	 ist.	 Die	Rechte	 und	Pflichten	 der	
Schwerbehindertenvertretung	ruhen,	wenn	die	Rechte	und	Pflichten	der	Personalvertretung	
ruhen.	 §	 179	 Absatz	 7	 Satz	 3	 ist	 nach	Maßgabe	 der	 Sicherheitsbestimmungen	 des	 Bundes-
nachrichtendienstes	anzuwenden.	§	182	Absatz	2	gilt	nur	für	die	in	§	182	Absatz	1	genannten	
Personen	und	Vertretungen	der	Zentrale	des	Bundesnachrichtendienstes.	

4.		 Im	Widerspruchsausschuss	 bei	 dem	 Integrationsamt	 (§	 202)	 und	 in	 den	Widerspruchsaus-
schüssen	bei	der	Bundesagentur	 für	Arbeit	 (§	203)	 treten	 in	Angelegenheiten	schwerbehin-
derter	Menschen,	 die	 beim	Bundesnachrichtendienst	 beschäftigt	 sind,	 an	die	 Stelle	 der	Mit-
glieder,	die	Arbeitnehmer	oder	Arbeitnehmerinnen	und	Arbeitgeber	sind	(§	202	Absatz	1	und	
§	203	Absatz	1),	Angehörige	des	Bundesnachrichtendienstes,	an	die	Stelle	der	Schwerbehin-
dertenvertretung	 die	 Schwerbehindertenvertretung	 der	 Zentrale	 des	 Bundesnachrichten-
dienstes.	Sie	werden	dem	Integrationsamt	und	der	Bundesagentur	für	Arbeit	vom	Leiter	oder	
von	 der	 Leiterin	 des	 Bundesnachrichtendienstes	 benannt.	 Die	 Mitglieder	 der	 Ausschüsse	
müssen	nach	den	dafür	geltenden	Bestimmungen	ermächtigt	sein,	Kenntnis	von	Verschlusssa-
chen	des	in	Betracht	kommenden	Geheimhaltungsgrades	zu	erhalten.	

5.		Über	Rechtsstreitigkeiten,	die	auf	Grund	dieses	Buches	im	Geschäftsbereich	des	Bundesnach-
richtendienstes	entstehen,	entscheidet	im	ersten	und	letzten	Rechtszug	der	oberste	Gerichts-
hof	des	zuständigen	Gerichtszweiges.	

(2)	Der	Militärische	Abschirmdienst	mit	seinem	Geschäftsbereich	gilt	als	einheitliche	Dienststel-
le.	
	
§	241	Übergangsregelung	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Neuntes	Buch	Sozialgesetzbuch	(SGB	IX)	(Stand:	01.01.2020)	 112	

(1)	Abweichend	von	§	154	Absatz	1	beträgt	die	Pflichtquote	für	die	in	§	154	Absatz	2	Nummer	1	
und	4	genannten	öffentlichen	Arbeitgeber	des	Bundes	weiterhin	6	Prozent,	wenn	sie	am	31.	Oktober	
1999	auf	mindestens	6	Prozent	der	Arbeitsplätze	schwerbehinderte	Menschen	beschäftigt	hatten.	
(2)	 Eine	 auf	 Grund	des	 Schwerbehindertengesetzes	 getroffene	 bindende	 Feststellung	 über	 das	

Vorliegen	 einer	 Behinderung,	 eines	 Grades	 der	 Behinderung	 und	 das	 Vorliegen	weiterer	 gesund-
heitlicher	Merkmale	gelten	als	Feststellungen	nach	diesem	Buch.	
(3)	Die	nach	§	56	Absatz	2	des	Schwerbehindertengesetzes	erlassenen	allgemeinen	Richtlinien	

sind	bis	zum	Erlass	von	allgemeinen	Verwaltungsvorschriften	nach	§	224	weiter	anzuwenden.	
(4)	Auf	Erstattungen	nach	Kapitel	13	dieses	Teils	ist	§	231	für	bis	zum	31.	Dezember	2004	ent-

standene	Fahrgeldausfälle	in	der	bis	zu	diesem	Zeitpunkt	geltenden	Fassung	anzuwenden.	
(5)	Soweit	noch	keine	Verordnung	nach	§	153	Absatz	2	erlassen	ist,	gelten	die	Maßstäbe	des	§	30	

Absatz	1	des	Bundesversorgungsgesetzes	und	der	auf	Grund	des	§	30	Absatz	16	des	Bundesversor-
gungsgesetzes	erlassenen	Rechtsverordnungen	entsprechend.	
(6)	Bestehende	Integrationsvereinbarungen	im	Sinne	des	§	83	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2016	

geltenden	Fassung	gelten	als	Inklusionsvereinbarungen	fort.	
(7)	Die	nach	§	22	in	der	am	31.	Dezember	2017	geltenden	Fassung	bis	zu	diesem	Zeitpunkt	er-

richteten	gemeinsamen	Servicestellen	bestehen	längstens	bis	zum	31.	Dezember	2018.	Für	die	Auf-
gaben	der	nach	Satz	1	 im	 Jahr	2018	bestehenden	gemeinsamen	Servicestellen	gilt	§	22	 in	der	am	
31.	Dezember	2017	geltenden	Fassung	entsprechend.	
(8)	Bis	zum	31.	Dezember	2019	treten	an	die	Stelle	der	Träger	der	Eingliederungshilfe	als	Reha-

bilitationsträger	 im	Sinne	dieses	Buches	die	Träger	der	Sozialhilfe	nach	§	3	des	Zwölften	Buches,	
soweit	sie	zur	Erbringung	von	Leistungen	der	Eingliederungshilfe	für	Menschen	mit	Behinderungen	
nach	§	8	Nummer	4	des	Zwölften	Buches	bestimmt	sind.	
(9)	§	221	Absatz	2	Satz	1	ist	mit	folgender	Maßgabe	anzuwenden:	
1.		Ab	dem	1.	August	2019	beträgt	der	Grundbetrag	mindestens	80	Euro	monatlich.	
2.		Ab	dem	1.	Januar	2020	beträgt	der	Grundbetrag	mindestens	89	Euro	monatlich.	
3.		Ab	dem	1.	Januar	2021	beträgt	der	Grundbetrag	mindestens	99	Euro	monatlich.	
4.		Ab	dem	1.	Januar	2022	bis	zum	31.	Dezember	2022	beträgt	der	Grundbetrag	mindestens	109	
Euro	monatlich.96	

	

	
96	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2018.—Artikel	23	Nr.	10	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2541)	hat	Abs.	6	geändert.	
	 Artikel	23	Nr.	10	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8	eingefügt.	
	 01.08.2019.—Artikel	5	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2019	(BGBl.	I	S.	1025)	hat	Abs.	9	eingefügt.	
	 01.01.2024.—Artikel	37	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2652)	hat	Abs.	10	einge-

fügt.	Abs.	10	wird	lauten:	
	 	 „(9)	Für	Personen,	die	Leistungen	nach	dem	Soldatenversorgungsgesetz	 in	der	Fassung	der	Bekannt-

machung	vom	16.	September	2009	(BGBl.	I	S.	3054),	das	zuletzt	durch	Artikel	19	des	Gesetzes	vom	4.	Au-
gust	2019	(BGBl.	I	S.	1147)	geändert	worden	ist,	in	Verbindung	mit	dem	Bundesversorgungsgesetz	in	der	
Fassung	der	Bekanntmachung	vom	22.	Januar	1982	(BGBl.	I	S.	21),	das	zuletzt	durch	Artikel	1	der	Verord-
nung	vom	13.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	793)	geändert	worden	ist,	erhalten,	gelten	die	Vorschriften	des	§	6	Ab-
satz	1	Nummer	5,	des	§	16	Absatz	6,	des	§	18	Absatz	7,	des	§	63	Absatz	1	Nummer	4	und	Absatz	2	Num-
mer	2,	des	§	64	Absatz	1	Nummer	1	und	Absatz	2	Satz	2,	des	§	65	Absatz	1	Nummer	4,	Absatz	2	Nummer	4,	
Absatz	5	Nummer	2,	Absatz	6	und	7,	des	§	66	Absatz	1	Satz	4,	der	§§	69,	70	Absatz	1,	des	§	71	Absatz	1	
Satz	1,	des	§	152	Absatz	1	Satz	1	und	4,	des	§	228	Absatz	4	Nummer	2	und	des	§	241	Absatz	5	in	der	am	
31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	weiter.“	


